
Antwort von Herrn Prof. Dr. Lorenz Böllinger auf die Anfrage von www.dirty-weed.com zur 
Cannabis-Aufklärungskampagne des Bundesministeriums für Gesundheit - erhalten am 
24.11.2023 [Link zur Anfrage - siehe Fußnote].

S. g. Herr Friedrich,

die  Frage ist  aus  meiner  Sicht  eindeutig zu  beantworten:  Die  Strafvorschriften im BtM-Gesetz
gelten unverändert, müssen also nach Legalitätsprinzip verfolgt werden. Es obliegt zum einen der
jeweilige  Polizeibehörde  bzw.  Generalstaatsanwaltschaft  des  Landes,  ob  –  beispielsweise  in
Richtlinien oder informell – die Verfolgungsintensität gemindert wird. Es kommt sodann auf die
Praxis des Gesetzesvollzugs bzw. die Bewertung durch ermittelnde Staatsanwaltschaften an, ob
hier  von  einem  rechtfertigenden  oder  entschuldigenden  Irrtum  ausgegangen  werden  kann.
Dasselbe gilt dann für Gerichte, bei denen evtl. angeklagt wird. Im Zweifel wird die Praxis in Bayern
oder BaWü anders aussehen als im Norden.

Sie können das so veröffentlichen.

Mit freundlichen Grüßen
L. Böllinger

Link zum PDF der Anfrage vom 23.11.2023: 
https://dirty-weed.com/docs/Anfrage_Cannabis_Plakataktion_Bundesregierung.pdf
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